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II .

Die Taͤtigkeit des Zentrums zugunkten

der Landwirtſchakt .

A. Allgemeines .

t =

1. Die handelsverträge ſtehen hier in erſter Linie .

Wir geben zuerſt eine Überſicht über die Verabſchiedung

derſelben . Am 13 . Januar 1905 brachte die Rechte eine

Interpellation über den Stand der Handesvertragsver —

handlungen mit Sſterreich - Ungarn ein , ſowie über die Ur⸗

ſachen der Nichtkündigung der alten Handelsverträge .

( Nr . 553 . ) Staatsſekretär Graf Poſadowsky erklärte

am 21 . Januar , daß er im Laufe der nächſten Woche die

Anfrage beantworten werde . ( 124 . Sitzung vom 21 .

Januar 1905 , S . 3933 . ) Am 1. Februar 1905 wurden

dem Reichstage die Verträge mit Italien , Belgien , Ruß⸗

land , Rumänien , der Schweiz , Serbien und SEſterreich —

Ungarn unterbreitet . Reichskanzler Graf Bülow hielt

zur Einführung derſelben eine längere Rede , in welcher

er die weſentlichſten Fortſchritte der neuen Verträge dar —

legte . ( 131 . Sitzung vom 1. Februar 1905 , S . 4169 . )

Die erſte Leſung nahmen die 5 Sitzungen vom 9. , 10. ,

11 . , 13 . und 14 . Februar 1905 in Anſpruch ; im Zentrum

beteiligten ſich an der Debatte die Abg . Herold , Speck ,

Dr . Heim und Oſel . Dann wurden die Vorlagen an

eine Kommiſſion verwieſen ; am 20 . Februar fand die

zweite Leſung ſtatt ; in dieſer ſprachen vom Zentrum die
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Abg . Dr . Heim , Oſel , Aigner und Hug . Der öſter —
reich - ungariſche Handelsvertrag wurde mit 192 gegen 53

Stimmen und 3 Enthaltungen angenommen ; der ruſſiſche
mit 196 gegen 61 Stimmen und 4 Enthaltungen . Mit Nein

ſtimmten die Sozialdemokraten , Teile der beiden freiſinnigen
Parteien und die Deutſche Volkspartei ; die niederbayeriſchen
bauernbündleriſchen Abgeordneten Bachmeier und Mittel —

meier fehlten ohne Entſchuldigung . Die Polen enthielten
ſich der Abſtimmung . Die dritte Leſung fand am 22 .

Februar ſtatt , vom Zentrum ſprachen die Abg . Oſel ,
Schüler und Dr . Heim . Der öſterreichiſche Handels —
vertrag wurde mit 226 gegen 79 Stimmen und 4 Ent⸗

haltungen , der ruſſiſche mit 228 gegen 81 Stimmen und

13 Enthaltungen angenommen . Das Abſtimmungsverhältnis
war dasſelbe wie in zweiter Leſung ; nur ſtimmten die

beiden Bauernbündler Bachmeier und Mittelmeier mit

Nein ! Die öſterreichiſch - ungariſchen Verträge ſollten nach
der erſten Verabredung am 15 . Februar 1906 in Kraft
treten ; da aber der Reichstag bis 14 . Februar 1905 nicht
mit denſelben fertig werden konnte , wurde der Termin

auf den 1. März 1906 feſtgeſtellt ( Nr . 679 ) . Die Ver⸗

träge hatten die Form von Zuſatzverträgen zu den bereits

beſtehenden . Wir wollen nur einige der wichtigſten
Poſitionen herausheben :

a) Die Getreidezölle : Für Roggen iſt der Zoll
von 3,50 Mk . auf 5 Mk . erhöht worden , für Weizen
und Spelz von 3,50 Mk . auf 5,50 Mhk . , für Hafer von

2,80 Mk . auf 5 Mk . Dieſe Sätze entſprechen durchaus
dem Zolltarif von 1902 ; anders war es bei Gerſte und

Malz . Der Gerſtenzoll iſt in den neuen Verträgen geteilt
worden : während er ſeither 2 Mk . betragen hat , iſt er

für Malzgerſte auf 4 Mk . erhöht , für andere Gerſte

( Futtergerſte ) auf 1,30 Mk . ermäßigt worden . In den

Kreiſen der Landwirtſchaft iſt gegen die Ermäßigung des

Zolles auf Futtergerſte an und für ſich um ſo weniger

Widerſpruch erhoben werden , als der Maiszoll von 1,60
Mk . auf 3 Mk . erhöht wurde . Aber man hatte be⸗

gründete Bedenken , die namentlich der Abg . Dr . Heim
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äußerte , ob der Unterſchied zwiſchen Malz - und Futter⸗

gerſte ſtets durchgeführt werden könne . Die Verträge

ſelbſt enthalten hierüber folgende Beſtimmung :

„ Als andere Gerſte als „ Malzgerſte “ iſt zu behandeln und

zum ermäßigten Zollſatze einzulaſſen :

1. beim Eingang über beſtimmte , mit beſonderer Ermächtigung
verſehene Zollſtellen Gerſte , welche in reinem , ungemiſchtem ,
grannenloſem Zuſtande das Gewicht von 65 lkg für 1 hl nicht
erreicht und zugleich nicht mehr als 30 Gewichtsprozente Körner

enthält , deren Gewicht 67 kg oder mehr für 1 hl beträgt ;
2. Gerſte , für welche der Nachweis geführt wird , daß ſie zur Be⸗

reitung von Malz ungeeignet iſt , oder daß ſie hierzu nicht ver⸗
wendet wird .

Falls die Richtigkeit der Ergebniſſe der in Abſatz 1 zugelaſſenen
Ermittelung vom Wareneinbringer beſtritten wird , oder falls ſich
infolge der beſonderen Beſchaffenheit der zur Zollabfertigung ge—
ſtellten Sendung andere Zweifelsgründe hinſichtlich der Verwendung
der Gerſte er geben , iſt das Zollamt nur verpflichtet , die Ware zum
ermäßigten Zollſatze zuzulaſſen , wenn es ſie zuvor zur Bereitung
von Malz ungeeignet gemacht hat . Dies kann nach der Wahl des

Zollamts durch Anſchroten , Spitzen , Einſchneiden , Brechen oder ein

ähnliches Verfahren geſchehen . Es beſteht jedoch Einverſtändnis ,
daß die Anwendung eines ſolchen Verfahrens ohne Koſten für den

Warenbringer erfolgt .

Die Abg . Herold , Speck und Dr . Heim betonten ,

daß die Gewichtsgrenze von 65 kg kein ausreichendes
Kriterium zur Unterſcheidung ſei ; im Süden des Reiches
gebe es oft Ernten , wo die beſte Braugerſte nicht mehr

wiege ; ſo könnten alſo in dieſem Jahre und dann noch
durch die Miſchung bis zu 30 %eↄ die Malzgerſte als

Futtergerſte eingeführt werden . In der Kommiſſion haben
die Zentrumsabgeordneten dieſe Bedenken wiederholt , wo —

rauf Staatsſekretär Graf von Poſadowsky erklärte ,

daß die Gewichtsgrenze allein nicht entſcheidend ſei . Ab —

ſatz 2 der obigen Anmerkung gelte für den ganzen Abſatz
1, ſodaß alſo in jedem Zweifelsfalle denaturiert werden

kann . Dieſe Auslegung ſei ſowohl gegenüber den Unter⸗

händlern Rußlands und SGſterreich - Ungarns wiederholt und

deutlich betont worden , ſodaß ſie bei allen Beteiligten
außer Zweifel ſteht ( zu Nr . 623) . Am 20 . Februar 1905

erklärte Graf von Poſadowsky im Plenum „ daß wir



ganz unzweifelhaft alle zum niedrigeren Satze eingehenden
Gerſten denaturieren werden , bei denen der geringſte Zweifel
darüber beſteht , ob ſie nicht zu Malzgerſte verwendet

werden kann “ . ( 143 . Sitzung vom 20 . Februar 1905 , S .

4602 . ) Damit ſind alle Bedenken der Landwirtſchaft zerſtreut
und der höhere Zollſchutz iſt geſichert , weil die Denatuierung
ſtets vollzogen wird . Wir weiſen noch darauf hin , daß
gute Gerſte durch Enthülſung leichter gemacht werden kann ,

und deshalb auch hier Fürſorge angezeigt iſt .
Die Erhöhung des Malzzolles von 3,60 Mk . auf

5,75 Mk . wurde als ungenügend bezeichnet ; das ſeitherige
Verhältnis 2 Mk . : 3,60 Mk . ( 5 9) iſt um dem von

4 Mk. : 5,75 Mk . ( = 16 : 23) gewichen ; hätte die⸗

ſelbe Spannung beibehalten werden wollen , ſo müßte der

Malzzoll auf 7,20 Mk . feſtgeſetzt worden ſein . Aus der

geringeren Spannung iſt nun vielfach die Befürchtung ge —

zogen worden , daß das Ausland künftig ſtatt der Malz⸗
gerſte ſofort Malz einführen werde . Aber dieſe Befürch —
tung erſcheint uns nicht begründet ; denn einmal iſt in der

Spannung zwiſchen Malz und Gerſte auch der Arbeitslohn be⸗

rückſichtigt , der jedoch unter den neuen Verträgen nicht höher
iſt als ſeither . Sodann iſt nicht zu vergeſſen , daß Sſterreich ,
das allein in Betracht kommt , die Aufhebung der Refak⸗

tien zugeſagt hat ; dieſe betragen bei einer Strecke von

81 - 150 km 30 Kronen , bei über 150 km 50 Kronen !

Dieſe Frachtermäßigung hat ſeither zu lebhaften Klagen
ſeitens der deutſchen Malzinduſtrie geführt ; nun ſind
ſie beſeitigt . Graf von Poſadowshy hat ferner im

Reichstage erklärt : „ Sollten dennoch Refaktien eingeführt
werden , die unſerem Verkehr ſchädlich ſind , ſo ſteht uns

ſelbſtverſtändlich unter Umſtänden ebenfalls frei , das zu

tun , was uns nützlich erſcheint . “ ( 143 . Sitzung vom 20 .

Februar 1905 , S . 4603 . ) Endlich iſt nicht zu vergeſſen ,
daß die öſterreichiſchen Malzfabrikanten auf einer Ver⸗

ſammlung in Wien beſchloſſen hatten , über die deutſche
Grenze zu gehen , während die deutſchen nach öſterreich
auszuwandern drohten . ( 141 . Sitzung vom 14 . Februar
1905 , S . 4549 . )



Der Mehlzoll iſt von 7,30 Mk . auf 10,20 Mhk .

erhöht worden ; auch hier wurde die ſeitherige Spannung

zwiſchen Getreide und Gerſte nicht ganz beibehalten . Die

Hauptgefahr aber liegt hier im Inlande ; es iſt bei gleicher

Tarifierung von Getreide und Mehl . Der Zolltarif legt
mit Recht auf Mehl einen höheren Zoll wie auf Getreide ;
da iſt es aber ein Widerſpruch , daß auf der Eiſenbahn

für beide Artikel dieſelben Tarife erhoben werden . Hier

muß eingeſetzt werden , um die Zufuhr fremden Mehles zu

verhindern , weil hierdurch unſere Handelsmüller ruiniert

und die Landwirtſchaft ſchwer geſchädigt wird , ſodaß ſchließ —

lich noch ein paar Rieſenmühlen die Mehlverſorgung ganz

allein in der Hand haben ; dann könne das gefährlichſte
aller Syndikate , das Mehlſyndikat , die Preiſe dinktieren .

Schon bei der nächſten Etatsberatung dürfte ein energiſcher

Vorſtoß in dieſer Richtung unternommen werden .

( Eine Petition auf Einführung einer ſtaffelförmigen
Umſatzſteuer für Großmühlen iſt in der Kommiſſion als

Material überwieſen worden . Die Abg . Erzberger und

Dr . Pichler forderten Überweiſung zur Berückſichtigung

( Nr. 750 ) . Da neue Petitionen in dieſer Sache einliefen ,

iſt die geſamte Petition am 5. April 1905 wieder an die

Kommiſſion zurückverwieſen worden . Der Antrag der ge —

nannten Zentrumsabgeordneten geht von der Vorausſetzung

aus , daß die Großmühlen einmal ſehr leiſtungsfähige
Leute hinter ſich haben und daß eine ſolche Steuer den

Binnenmüllern die Konkurrenz erleichtert und ſie be —

ſtehen läßt . Würden dieſe verſchwinden , ſo hätte unſere

Landwirtſchaft den größten Nachteil ; die Großmühlen

ſind die erſten Käufer des fremden Getreides , wie die

Binnenmüller in erſter Linie einheimiſches Getreide ver —

wenden . )

Zur Zeit beſteht in Sſterreich - Ungarn das Syſtem
der Einfuhrſcheine , wie es bei uns durch das Geſetz
vom 14 . April 1894 geſchaffen worden iſt , nicht ; es iſt
bei den Verhandlungen auch nicht die Abſicht erkenn —

bar geworden , dieſes Syſtem in Sſterreich - Ungarn einzu⸗

führen .



Auf Anfrage eines Zentrumsabgeordneten iſt in der

Kommiſſion von Staatsſekretär Graf von Poſadowsky
erklärt worden :

„ Sſterreich - Ungarn hat bei den Vertragsverhandlungen derart

gegen unſer Einfuhrſcheinſyſtem angekämpft , daß unmöglich an⸗

genommen werden kann , Sſterreich - Ungarn würde nun ſelbſt dazu
übergehen , ein ſolches Einfuhrſcheinſyſtem bei ſich einzuführen . Sollte
es aber wider Erwarten ein Einfuhrſcheinſyſtem einführen , welches
die Gewährung von Ausfuhrprämien in ſich ſchlöſſe , ſo würden wir

unſererſeits mit der Einführung von dementſprechenden Ausfuhr⸗
prämien vorgehen können , falls der Reichstag dem zuſtimmen würde .
Die Regelung iſt nunmehr dahin erfolgt , daß wir bei unſeren
Einfuhrſcheinen den niedrigſten für die einzelnen Arten oder Ver —

wendungszwecke von Gerſte jeweils beſtehenden Zollſatze zugrunde —
legen . Sſterreich - Ungarn wird die Bahnrefaktien für die Malzausfuhr
beſeitigen . Beides geſchieht in der Abſicht , den Verkehr mit Gerſte
und Malz wieder auf ſeine natürliche Grundlage zu ſtellen . Sollte

Sſterreich - Ungarn an dieſem Zuſtande etwas ändern , ſo würden auch
wir zu entſprechenden Anderungen ſchreiten müſſen . ( Zu Nr . 623 ) .

Am 20 . Februar 1905 wiederholte der Staatsſekretär
die Erklärung im Plenum . ( 143 . Sitzung vom 20 . Febr .
1905 , S . 4603 . )

b) Der Hopfenzoll iſt von 14 auf 20 Mk . erhöht
worden ; die Abg . Speck , Dr . Heim und Aigner be⸗

tonten , daß dieſe Erhöhung zu niedrig ſei und beklagten

namentlich , daß der ruſſiſche Hopfenzoll nicht weiter herab —

geſetzt worden ſei ( von 330 Mk . auf 70 Mk. ) . An einer

weitergehenden Erhöhung des Hopfenzolles wäre der Ver —

trag mit Sſterreich geſcheitert .
c) Die Weinzölle ſind nur teilweiſe erhöht worden :

Der Zoll auf Weinmaiſche iſt von 4 auf 10 Mh. , der

Verſchnittweinzoll von 10 auf 15 Mk . ; dagegen iſt der

Zoll auf Tafeltrauben auf 4 Mk . belaſſen worden , ob —

wohl die Einfuhr derſelben von Jahr zu Jahr ſteigt .
Neben anderen Rednern war es inſonderheit der Abg .

Schüler , der den ungenügenden Schutz hervorhob und

als Erſatz eine reichsgeſetzliche Kellerkontrolle und den

Deklarationszwang forderte . ( 145 . Sitzung vom 22 . Februar

1905 , S . 4705 . ) Schon in der Kommiſſion hatte er dieſelbe

Forderung erhoben , aber war bei der Reichsleitung auf
das Bedenken geſtoßen , daß durch die Deklarationspflicht



beſonders die kleinen Weine leiden und daß die Durch —

führung der Kontrolle erhebliche Schwierigkeiten bereiten

werde .

d) Die Viehzölle ſind durchweg erhöht worden ; für
die Pferde ſind ſtatt der ſeitherigen Zölle von 10 und 20

Mk . pro Stück nun Wertzölle eingeführt von 50 Mk . bis

zu 1000 Mk . Wert und 75 Mk . bis zu 1500 Mk . Wert ,
120 Mk . bis zu 2500 Mk . Wert , der Zoll auf Rindvieh

iſt auf 8 Mk . für das Doppelzentner Lebendgewicht feſt⸗

geſetzt , was eine Erhöhung von 120 - 150 / bei Schlacht —

ochſen , von 340 / bei Schlachtkühen bedeutet . Beim

Grenzbezirksvieh iſt der Zoll auf 9 Mk . pro Stück feſt⸗

geſetzt . Der Schweinezoll wurde von 5 Mk . pro Stück

auf 9 Mk . pro Doppelzentner Lebendgewicht erhöht , ſomit

auf 13,50 - 14 Mk . pro Stück . Wenn dieſe Viehzölle

auch nicht alle Wünſche erfüllen , ſo ſtellen ſie doch einen

ſehr erheblichen Fortſchritt dar . -

Der Abg . Schmidt⸗Immenſtadt , der die Wünſche
der Allgäuer Bevölkerung vortragen wollte und mehr

Berückſichtigung derſelben bei Heeres - und Marineliefe —

rungen wünſchte , verzichtete unter lebhaftem Beifall auf
das Wort , um den Abſchluß der Verhandlungen zu er —

möglichen .
e) Gegen die neue Viehſeuchenkonvention mit

Oſterreich - Ungarn beſtanden die lebhafteſten Bedenken ,
die in der Kommiſſion durch folgende Erklärungen beſeitigt
wurden :

1. Das Viehſeuchenübereinkommen mit Sſterreich - Ungarn bildet

zwar keinen integrierenden Beſtandteil des Handels - und Zoll —

vertrages und ſteht daher außerhalb des Rahmens der Meiſt⸗
begünſtigungsklauſel , hängt aber mit dem Vertrage ſo innig zuſammen ,
daß es mit ihm ſteht und fällt . Eine Annahme des Vertrages ohne
gleichzeitige Annahme des Übereinkommens iſt daher ausgeſchloſſen .

2. Darüber kann kein Zweifel beſtehen , daß von den in dem
Übereinkommen enthaltenen Befugniſſen ſoweit Gebrauch gemacht
werden wird , als es der Schutz des wertvollen deutſchen Viehbeſtandes
erfordert . Was die Einfuhr von Schlachtvieh in deutſche Schlacht⸗
häuſer zur alsbaldigen Abſchlachtung anlangt , ſo wird darauf zu
halten ſein , daß in dieſen Schlachthäuſern Einrichtungen beſtehen ,
welche jede Verſchleppung einer Seuche nach Möglichkeit ausſchließen .



Dazu gehört in erſter Linie die Trennung des Handels von fremdem
und einheimiſchem Vieh . Wird ſchon hierdurch die Gefährdung der

heimiſchen Viehzucht durch öſterreichiſch - ungariſches Schlachtvieh im

weſentlichen beſeitigt , ſo bietet außerdem das Übereinkommen hin⸗

reichende Gelegenheit , diejenigen Gebiete Sſterreich - Ungarns für die

Einfuhr von Schlachtvieh zu ſperren , aus denen eine Seuchen⸗

einſchleppung erfolgt iſt oder deren Seuchenſtand eine ſolche Ein⸗

ſchleppung befürchten läßt . Das gilt namentlich von dem Schweine —

kontingent , für deſſen Einfuhr neben den allgemeinen Beſtimmungen
über die Zulaſſung von Schlachtvieh in Ziffer 10 des Schlußprotohkolls

noch beſondere Vorſchriften enthalten ſind . Wirtſchaftlich fällt ein

Kontingent von 80 000 Schweinen gegenüber einer Schlachtung von

jährlich 16 - 17 Millionen Schweinen wohl nicht ins Gewicht .
3. Die im Schlußprotokoll vorgeſehene Kommiſſion für den

Fall von Meinungsverſchiedenheiten bei Handhabung des Viehſeuchen⸗
übereinkommens hat keineswegs , wie wiederholt angenommen worden

iſt , irgendwelche ſchiedsrichterliche Befugniſſe . Ihre Tätigkeit iſt

lediglich eine gutachtliche , die der Entſcheidung der zuſtändigen Stelle

nicht präjudizieren kann , wenngleich dieſen Gutachten ſelbverſtändlich
in jedem einzelnen Falle ernſte Prüfung und Würdigung zuteil

werden muß .

Ein Kommiſſion des Bundesrates fügte noch folgende

Erklärung hinzu :
Es kann nicht zweifelhaft ſein , daß jede auch noch ſo geringe

Einſchränkung der veterinär - polizeilichen Autonomie eines Staates

unerwünſcht iſt . Kein Staat , dem der Schutz ſeiner Viehzucht am

Herzen liegt , wird ſich ohne zwingende Gründe dazu entſchließen .
Daher wäre es zweifelsohne zu begrüßen geweſen , wenn man auch

Oſterreich⸗ - Ungarn gegenüber ohne ein Viehſeucheübereinkommen aus⸗

gekommen wäre . Leider war das unmöglich . Das Übereinkommen
bildete für Sſterreich - Ungarn die conditio sine qua non .

Es kann ſich daher nur fragen , ob beim Abſchluſſe des Über⸗

einkommens diejenigen Rückſichten verſäumt ſind , die zum Schutze

unſeres Viehbeſtandes notwendig ſind . Dieſe Frage möchte ich ver⸗

einen und glauben , daß das neue Übereinkommen ſich als weſentlich

wirkſamer erweiſen wird , wie das alte .

Folgende drei Hauptmomente waren bei ſeinem Abſchluſſe
leitend :

I. Die Erreichung der Präventivſperre .

II. Die Aufrechterhaltung unſerer veterinärpolizeilichen

Autonomie , ſoweit der freie Viehverkehr in Frage kommt

und ſoweit veterinärpolizeiliche Rückſichten es verlangen .

Ul. Ablehnung von Zugeſtändniſſen , die nicht in der ſeit⸗

herigen Erfahrung ihre Rechtfertigung finden .
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Zu J. Das erſte Moment , die Erreichung der präventiven
Sperrbefugnis zur Ergänzung der unzureichenden Repreſſipſperre , iſt
in vollem Umfange zugeſtanden worden . Es iſt nunmehr möglich ,
dem Seuchengange in Sſterreich - Ungarn zu folgen und überall da ,
wo es der Schutz der deutſchen Viehzucht erheiſcht , einzuſchreiten .
Nun wird allerdings eingewendet , daß die Präventivſperre inſofern
wenig nützen würde , als ſie von der öſterreichiſch - ungariſchen Seuchen —
ſtatiſtik abhängig ſei . Das letztere mag im weſentlichen zugegeben
werden , ohne daß deshalb die Schlußfolgerung richtig wäre . Sſter —
reich - Ungarn hat ſich verpflichtet , ſeine Seuchenſtatiſtin anolog der

deutſchen auszubilden und uns von acht zu acht Tagen Seuchen —
nachweiſe zu überſenden , die allen von deutſcher Seite geäußerten
Wünſchen entſprechen ; es hat ferner bezüglich der Zuverläſſigkeit
ſeiner Seuchenſtatiſtik durchaus befriedigende Erklärungen abgegeben .
Daran zu zweifeln , daß Sſterreich - Ungarn dieſe Verpflichtungen ein⸗
halten werde , fehlt es an einer Veranlaſſung . Außerdem gibt
Artikel 6 des Übereinkommens das Recht zu umfaſſenden Kontrollen
ohne vorgängige Anmeldung der deutſchen Kommiſſare , durch welche
auch die Zuverläſſigkeit der Seuchenſtatiſtik einer Prüfung unter⸗
zogen werden kann .

Zu II. Die Wahrung unſerer veterinärpolizeilichen Autonomie
für den freien Viehverkehr iſt im weſentlichen gelungen . 1. Be —
züglich der Rinderpeſt iſt keinerlei örtliche oder zeitliche Beſchränkung
in der Handhabung des Grenzſchutzes zugeſtanden worden .

2. Bei der Lungenſeuche iſt der gegenwärtige Zuſtand aufrecht
erhalten , wonoch die bisherigen Sperrgebiete fortan nur im Falle
der Präventivſperre gelten , während das Recht zu Repreſſivſperren
örtlich unbegrenzt iſt .

3. Bei anderen leicht übertragbaren Krankheiten , z. B. der
Maul⸗ und Klauenſeuche , den Schweinehranheiten , der Pockenſeuche
der Schafe , iſt die Sperrbefugnis örtlich völlig unbeſchränkt . Be⸗
rückſichtigt man , daß dieſe Sperrbefugnis nicht nur , wie bisher ,
repreſſiv , ſondern auch präventiv gehandhabt werden darf , ſo wird
man anerkennen müſſen , daß hier eine weſentliche Verbeſſerung
erzielt worden iſt .

4. Gegenüber gewiſſen , ausdrücklich benannten , ſchwer über⸗
tragbaren oder nicht häufig vorkommenden Seuchen ſind allerdings
Sperrgebiete vereinbart worden . Die praktiſche Bedeutung dieſes
Zugeſtändniſſes iſt indeſſen nicht erheblich . Denn die genannten
Seuchen haben bisher noch niemals zu Sperren Veranlaſſung ge —
geben . Es iſt kaum anzunehmen , daß ſich dies in Zuͤkunft ändern

wird , wohl ſchon deshalb nicht , weil bei der Verhängung von
Sperren die leicht übertragbaren Seuchen im Vordergrunde ſtehen .
Sollten den noch Sperren in Erwägung genommen werden müſſen , ſo
dürften bei der geringeren Seuchengefahr die vereinbarten Bezirke
genügen .



Zu III. Solchen nicht unerheblichen Zugeſtändniſſen gegenüber
war ein Entgegenkommen Deutſchlands unvermeidlich . Es kann

ſich daher nur darum handeln , ob hierin weiter gegangen iſt , als

auf Grund der ſeitherigen Erfahrungen zuläſſig erſcheint . In dieſer
Beziehung ſind die Befürchtungen , die an die deutſchen Zugeſtändniſſe
geknüpft werden , nicht begründet . Im übrigen darf nicht überſehen
werden , daß mehr als das Vereinbarte eben nicht zu erzielen war .
Zu den einzelnen Zugeſtändniſſen mag folgendes bemerkt werden :

1. Auf die Vereinbarung von Sperrgebieten bei den ſchwer
übertragbaren Krankheiten iſt bereits vorher eingegangen .

2. Daß bei der Tuberkuloſe auf Einfuhrverbote verzichtet
worden iſt , erſcheint nicht bedenklich . Bei dem heutigen Stande der
Tuberkuloſe unter dem Rindvieh wird man einem Staate kaum zu⸗
muten können , die drohende Gefahr eines Repreſſiv - oder Präventiv —
Einfuhrverbots auf ſich zu nehmen . Das Recht zu anderen Einfuhr⸗
beſchränkungen aller Art wird durch den Verzicht nicht betroffen .

3. Die örtliche Beſchränkung der Sperrbefugnis wiegt am
ſchwerſten gegenüber der Einfuhr von Schlachtvieh . Jedoch war
hier nicht mehr zu erreichen . Sſterreich - Ungarn ſtand auf dem Stand⸗

punkt , daß bei Erfüllung der im Artikel 2 des übereinkommens

vorgeſehenen Beſtimmungen ( Beibringung von Geſundtheitsbeſcheini —
gungen ) die Einfuhr von Schlachtvieh aller Art weder örtlich noch
zeitlich beſchränkt werden dürfe . Nur nach ſchwierigen Verhandlungen
und erſt im allerletzten Stadium war es möglich , ſich auf die in

Ziffer 9 des Schlußprotokolls niedergelegten Vorſchriften zu einigen .
Hierbei darf nicht vergeſſen werden , daß es ſich lediglich um die

Einfuhr von Schlachtvieh handelt , das zur alsbaldigen Abſchlachtung
in öffentlichen , veterinärpolizeilich überwachten und mit den gehörigen
Einrichtungen verſehenen Schlachthäuſern beſtimmt iſt . Wenn hier
für den Fall der Einſchleppung einer Seuche auch die Gefahr einer

Verſchleppung nicht ausgeſchloſſen iſt , ſo wird dies immer eine Aus⸗
nahme bleiben . In der Regel werden ſich Vorſichtsmaßregeln treffen
laſſen , die geeignet ſind , die Verſchleppungsgefahr zu beſeitigen .
Sodann aber iſt die uns verbliebene Sperrbefugnis , wenn man die

Möglichkeit von Präventivſperren hinzunimmt , doch nicht gar zu
gering zu veranſchlagen . Es iſt uns durchaus unbenommen , alle die⸗

jenigen Gebiete Sſterreich - Ungarns , aus denen eine Verſeuchung
herrührt oder zu befürchten iſt , je nach dem Maße der Seuchengefahr
unter ein Einfuhrverbot zu ſtellen .

4. Die Zulaſſung eines Kontingents von 80 000 Schweinen zur
alsbaldigen Abſchlachtung in beſtimmten , veterinärpolizeilich ſorgſam
überwachten , an der Grenze gelegenen Schlachthäuſern iſt weniger be—

denklich als es auf den erſten Blick ſcheinen mag . Für ſeine Ein⸗
fuhr gelten in erſter Reihe die allgemein für die Einfuhr von Schlacht —
vieh überhaupt in Ziffer 9 des Schlußprotokolls gegebenen Vor —

ſchriften . Dazu kommen verſchiedene , die Einfuhr noch erſchwerende
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Beſtimmungen in Ziffer 10 daſelbſt . Zieht man außerdem in Be⸗

tracht , daß dieſe Schweine vor ihrer Abſchlachtung deutſchen Boden

kaum berühren , ſo wird man bei ſorgſamer überwachung der Schlach —

tung eine erhebliche veterinärpolizeiliche Gefahr kaum für gegeben
erachten können .

5. Die in Ziffer 8 und 9 des Schlußprotokolls vorgeſehenen
zeitlichen Beſchränkungen unſerer Sperrbefugnis haben nach Lage
der Verhandlungen nicht umgangen werden können . Die Beſorgnis ,
daß man damit ſich zu ſehr von amtlichen Verfügungen der öſter —

reichiſchen oder ungariſchen Behörden abhängig gemacht habe , teile

ich nicht . Sſterreich - Ungarn hat gemäß Abſ . 2 der Ziffer 8 aus —

drücklich anerkannt , daß die Vorſchriften über die Friſten , nach deren

Ablauf die amtliche Erklärung des Erlöſchens einer Seuche erfolgen
darf , in Sſterreich und in Ungarn dieſelben ſein müſſen , wie im

Deutſchen Reiche . Außerdem verbleibt es nach Abſ . 3 daſelbſt trotz
Ablaufes der Friſten bei den verfügten Maßregeln , ſoweit und ſo
lange andere Krankheiten , für welche die von den Verfügungen be —

troffenen Tiergattungen empfänglich ſind , gleiche Maßregeln erforder —
lich machen würden .

6. Wenn ſchließlich noch bemängelt wird , daß im Abſ . 2 des
Artikels 2 des Übereinkommens zu große Freiheiten hinſichtlich der

Ausſtellung der Geſundheitsbeſcheinigungen eingeräumt werden und

daß die in Ziffer 6 des Schlußprotokolls gegebene Definition des

Begriffs „vereinzelt “ unſere Autonomie in unzuläſſiger Weiſe be—

ſchränke , ſo kann dieſen Erwägungen nicht beigetreten werden . Der

Abſatz 2 des Artikels 2 iſt lediglich die Feſtlegung einer während
der letzten 12 Jahre ohne Nachteile geübten Praxis . Man hat ſich
in den daſelbſt erwähnten Fällen regelmäßig mit bedingten Geſund —

heitsbeſcheinigungen begnügt . Es erſcheint daher unbedenllich , jetzt
ihre Ausſtellung in der in der Beſtimmung näher eingeſchränkten
Weiſe zu ermöglichen . Die Definition des Begriffes „vereinzelt “ ,
die übrigens beim Milzbrand auch dem deutſchen Rechte nicht fremd
iſt , bezieht ſich nur auf dieſen Abſatz 2. Mit den ſonſtigen , im
Übereinkommen vorkommenden ähnlichen Begriffen , wie „in be⸗

drohlicher Weiſe “ , „ unabwendbar “ , hat die Definition nichts zu tun .
Wann eine Seuche in bedrohlicher Weiſe herrſcht , wann beſondere
Umſtände vorliegen oder wann Verbote unabwendbar erſcheinen ,
darüber entſcheiden die deutſchen Behörden nach ihrem Ermeſſen .

Durch dieſe Darſtellungen iſt gezeigt , welche erhebliche

Fortſchritte das neue Viehſeuchenübereinkommen mit ſich

bringt .

) Die Induſtriezölle . Die Abg . Kämpf , Dr .

Beumer und die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten ſtellten
die Wirkung der Verträge ſo dar , als ob die Induſtrie
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auf Koſten der Landwirtſchaft geopfert worden ſei ; ſchon
unſere Darlegung zeigt , daß nicht alle Wünſche der Land⸗

wirtſchaft befriedigt ſind . Nachdem aber im Jahre 1892
die Landwirtſchaft die Opfer bringen mußte , iſt es nur

gerecht , wenn dieſe jetzt mehr Gerechtigkeit erfährt . Sodann

iſt für die Induſtrie das eine nicht zu vergeſſen , daß ſie
die größten Vorteile aus der Langfriſtigkeit der Verträge
zieht ; ſie kann jetzt mit dem Zoll als einem gegebenen
Faktor auf 11 Jahre hinaus rechnen , iſt vor Schwankungen
bewahrt und kann langjährige Lieferungen abſchließen .
Für die Induſtrie iſt die handelspolitiſche Unſicherheit das

allerſchlimmſte und dieſe iſt jetzt auf 11 Jahre beſeitigt .
Die Regierungsvertreter Wermuth und Dr . von Schöne —
beck wieſen übrigens eingehend nach , wie es durch die

Handelsverträge gelungen iſt , Zölle des Auslandes zu⸗
gunſten unſerer Exportinduſtrie ſehr weſentlich herabzu —
mindern . ( 138 . Sitzung vom 10 . Februar 1905 , S . 4441
und 140 . Sitzung vom 13 . Februar 1905 , S . 4503 . ) Die

Werkzeugmaſchinen haben in öſterreich - Ungarn denſelben
Zoll zu zahlen wie ſeither , teilweiſe iſt er von 18 auf
16 Kronen ermäßigt worden , für die Kalander von 12

auf 5 Kronen uſw . ; für andere trat auch eine Erhöhung
ein , aber dieſe iſt erſt ſehr gering ; in der Kleineiſeninduſtrie
von 48 auf 50 Kronen , wobei für einzelne Artikel wieder

Ermäßigungen eintraten (3. B. Schlöſſer von 48 auf 30
und 35 Kronen ) . Nach Italien exportieren wir für 5 /
Millionen Lire Maſchinen , für welche die neuen Verträge
Zollermäßigungen bringen und feſte Zollſätze ſtatt der bis⸗

herigen Meiſtbegünſtigung . Man ſieht alſo auch hieraus ,
daß die Behauptung , als habe die Induſtrie nur Nachteile ,
eine falſche iſt . Schließlich iſt nicht zu vergeſſen , daß an
den künftigem Inlandsmarkt die Induſtrie ſehr lebhaft be⸗

teiligt iſt ; ein aufnahmefähiger Inlandsmarkt iſt aber ohne
eine kaufkräftige Landwirtſchaft nicht zu denken . Die

Befriedigung aller Wünſche konnten die Handelsverträge
nicht bringen ; es ſind immer 2 Staaten , die einen Ver⸗

trag abſchließen und jeder ſucht tunlichſt viel für ſich heraus⸗
zuſchlagen . Aber im allgemeinen ſind die Verträge gut

10
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ausgefallen . Nicht zu vergeſſen iſt , daß ſie nur jene

Staaten umfaſſen , die / unſeres Handelsverkehrs auf⸗

nehmen ; das handelspolitiſche Verhältnis mit den anderen

Staaten iſt noch zu regeln (3. B . mit den Vereinigten

Staaten , Argentinien , England und ſeinen Kolonien ) . Aber

gerade die Regelung mit dieſen Staaten , die nahezu
/ unſeres Handels aufnehmen , könnte nicht erfolgen ,

wenn nicht durch die jetzt gewonnenen Handelsverträge

ein ganz neuer Boden gelegt worden wäre .

g) Eine Novelle zum Vereinszollgeſetz forderte

aus Anlaß der Beratung der Handelsverträge folgende

Reſolution der Freiſinnigen Volkspartei und zwar mit
nachſtehenden Punkten :

1. Haftung der Zollverwaltung für Verſchulden ihrer Beamten .

2. Entſcheidung der Beſchwerden über Anwendung des Zolltarifs

durch eine richterliche Reichs⸗Zentralſtelle nach Anhörung von

Sachverſtändigen .
Bindende Kraft amtlicher Auskünfte über Zolltarifſätze .

4. Abgrenzung der Haftung zwiſchen der Eiſenbahn⸗ und der Zoll⸗

verwaltung für Verluſt oder Beſchädigung der Waren , die ſich

in den von der Eiſenbahnverwaltung geſtellten , für die zoll⸗

amtliche Abfertigung und die einſtweilige Niederlegung beſtimmten

Räumen beſinden .
Einheitliche Regelung des Veredelungsverkehrs .

6. Abänderung der Strafbeſtimmungen nach Maßgabe der allge⸗

meinen Rechtsanſchauungen , namentlich Beſeitigung der Konſis⸗

kation als Defraudationsſtrafe . ( Nr . 624 . )

Da Staatsſekretär Frhr . von Stengel erklärte , daß

die Vorbereitungen für die Reviſion des Vereins⸗Zoll⸗

geſetzes im vollen Gange ſeien , wurde dieſe Reſolution als

Material überwieſen . Während der Abg . O ſel eine richter⸗

liche Inſtanz nicht für geboten erachtete , betonte Dr . Spahn ,

daß die Fraktion an ihrem ſeitherigen Standpunkt auf

Schaffung einer ſolchen feſthalte . ( 146 . Sitzung vom 23 .

Februar 1905 . )

2. Die Aufhebung der Follkredite vom 1. Juni

1905 ab forderte eine Reſolution des Grafen Kanitz ( Nr .

633 ) . Das neue Bolltarifgeſetz enthält nämlich die Be⸗

ſtimmung , daß die Zölle für „ Getreide , Hülſenfrüchte , Raps

und Rübſen , ſowie für die daraus hergeſtellten Müllerei
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und Mälzereierzeugniſſe “ nicht mehr geſtundet werden

dürfen ; wenn alſo der Zolltarif am 1. April 1906 in Kraft
tritt , hören dieſe Zollkredite auf ; Graf Kanitz beantragte
nun , daß dieſer eine Teil des Zolltarifgeſetzes ſchon vom
1. Juni 1905 in Wirkſamkeit geſetzt werden möge , damit

die Getreideſpekulanten nicht zum niedrigen Zollſatz Ge —
treide einführen und ſpäter unter der Wirkung der höheren
Zollſätze verkaufen können ; der Antragſteller erklärte ſich
auch bereit , einen anderen Vorſchlag zur Verhinderung
dieſer Spekulation zu akzeptieren . Dr . Spahn machte
darauf aufmerkſam , daß im ruſſiſchen Handelsvertrag eine

Beſtimmung über die Zollkredite enthalten ſei , die eine

Schwierigkeit für Durchführung dieſes Antrages enthalte ;
er beantragte deshalb Kommiſſionsberatung . Die Antrag⸗
ſteller ſtimmten aus dieſem Grunde ſofort zu ; die Sozial⸗
demokraten forderten aber namentliche Abſtimmung dar⸗

über , ob Kommiſſionsberatung ſtattfinden ſoll oder nicht ;
für Kommiſſionsberatung ſtimmten 95 Abgeordnete , dagegen
46 , das Haus war alſo beſchlußunfähig . Da von konſer⸗
vativer Seite ſpäter dem Zentrum Vorwürfe gemacht wurden ,
konſtatieren wir , daß von den 52 konſervativen Abgeord⸗
neten nur 15 bei dieſer namentlichen Abſtimmung anweſend
waren .

Am 28 . März 1905 brachte Graf von Kanitz ſeine
Reſolution auf Aufhebung dieſer Zollkredite vom 1. Juli
1905 ab wieder ein ( Nr . 742) . Der Antragſteller wünſchte
die Weiterberatung in einer Kommiſſion ; als darüber in

namentlicher Abſtimmung entſchieden werden ſollte , war
das Haus wiederum beſchlußunfähig ; 109 ſtimmten mit

Ja , 42 mit Nein ! ( 176 . Sitzung vom 30 . März 1905 , S .

5807 . ) So ſteht derzeit die Sache .

3. Die Abg . von Brockhauſen ( K. ) , Herold ,
Gröber , Witt brachten folgende Reſolution ein :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , eine weitere Ausge⸗
ſtaltung der direkten Lieferung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe an
die Heeresverwaltung ſeitens der Produzenten herbeizuführen
und zu dieſem Zweck mit den landwirtſchaftlichen Vereinigungen
und Genoſſenſchaftsorganiſationen in Beratung zu treten “ . ( Nr . 730 . )

10*
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Der Abg . Herold befürwortete dieſe Reſo lution be —

ſonders in der Richtung , daß die Proviantämter auch mit

den kleinen Landwirten in Verbindung treten und dieſen

die Produkte abnehmen . ( 172 . Sitzung vom 24 . März

1905 , S . 5573 . )
Von Intereſſe iſt die Mitteilung des Vertreters der

Militärverwaltung , daß beim direkten Einkauf die Ver⸗

waltung „billig und gut einkaufe “ ; ſo wurden im Jahre

1903 bezahlt für Weizen aus erſter Hand 163,90 Ml . ,

aus zweiter Hand 167,21 Mk . ; für Roggen aus erſter

Hand 133,39 Mhk. , aus zweiter Hand 138,56 Mk . ; für

Hafer aus erſter Hand 128,95 Mk. , aus zweiter Hand

135,43 Mk . ; dann fügte er noch hinzu : „ Wir haben

ferner die Erfahrung gemacht , daß wir beim Einkauf vom

Produzenten beſſer kaufen als vom Händler , wenigſtens

ſicherer gut . Wir ſind von vornherein nicht ſo ſehr der

Gefahr ausgeſetzt , Miſchwaren vorgeſetzt zu bekommen ;

wir bekommen reine Ware . “ ( 170. Sitzung vom 22 . März

1905 , S . 5481 . ) Die Reſolution fand Annahme .

4. Die Abg . Erzberger , Gröber , Dr . Spahn ,

Dr . Schaedler beantragten :
„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , in der Überſicht über die

Ergebniſſe des heeresergänzungsgeſchäftes und der Nachweiſung

über die Herkunft und Beſchäftigung der Militärpflichtigen eine

Scheidung nach Herkunft und Beſchäftigung auch dahin vorzu⸗

nehmen , ob die Ausgehobenen eine zweijährige oder dreijährige

Dienſtzeit zu leiſten haben “ . ( Nr . 536 . )

Der Abg . Fehrenbach begründete eingehend die

Reſolution ; nachdem jetzt in der Verfaſſung ein Unterſchied

in der Ableiſtung der Militärdienſtzeit niedergelegt ſei ,

müſſe er auch in der jährlichen Überſicht zutage treten ;

es ſei nach den verſchiedenen Richtungen hin notwendig ,

zu wiſſen , wie ſich die Militärlaſten verteilen ; richtig ſei ,

daß die landwirtſchaftliche Bevölkerung mehr für das

Vaterland leiſte , als die Induſtriegegenden ; allerdings ſei

die Grenze in der Statiſtik von 2000 Einwohnern für

landwirtſchafttreibende und induſtrielle Bevölkerung nicht
richtig ; vielleicht ſei es für letztere zutreffender , ſich auf

die Großſtädte zu beſchränken . ( 170 . Sitzung vom 22 .
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März 1905 , S . 5493 . ) Die Reſolution wurde ange⸗8

nommen .

5. Die Frage der Einquartierungslaſten wurde durch
folgende Reſolution der Konſervativen wieder angeſchnitten :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , baldmöglichſt eine
Reviſion des Geſetzes über die Naturalleiſtung für die bewaffnete
Macht im Frieden vom 24. Mai 1898 in dem Sinne herbeizu⸗
führen , daß die Entſchädigungsſätze ſoweit erhöht werden , daß
ſie dem tatſächlichen Werte der Leiſtungen entſprechen “ . ( Nr . 730. )

Nachdem der Abg . Gröber darauf hingewieſen hatte ,
daß der Reichstag in dieſer Seſſion bereits einen ähnlich
lautenden Antrag des Zentrums angenommen habe , zogen
die Konſervativen ihren Antrag zurück . Der Abg . Fehren —
bach hatte gleichfalls betont , daß das Zentrum ſchon im

Vorjahre eine ſolche Reſolution eingebracht habe ; er wolle

heuer dem Wunſche Ausdruck geben , „ daß man nun in dieſer
Sache bald einmal aus dem Stadium der Erhebungen und

Erwägungen hinübergehe in das Stadium geſetzgeberiſcher
Aktion . ( 170 . Sitzung vom 22 . März 1905 , S . 5493 . )

6. Die Petition des Deutſchen Landwirtſchaftsrats in

Berlin um Einſtellung von 50000 Mk . in den Etat für
das Reichsamt des Innern auf das Rechnungsjahr 1905

zum Zwecke der techniſchen Förderung von Land⸗ und

Forſtwirtſchaft durch wiſſenſchaftliche und praktiſche Ver⸗

ſuche auf dem Gebiete der Düngung , des Anbaues und

der Fütterung mit Hilfe der landwirtſchaftlichen Verſuchs⸗
ſtationen wurde den verbündeten Regierungen zur Berück⸗

ſichtigung für das Rechnungsjahr 1906 überwieſen . In

der Budgetkommiſſion hatte der Abg . Erzberger dieſe
Petition befürwortet , aber gleichzeitig betont , daß den

einzelſtaatlichen Inſtituten , die ſich auf dieſem Gebiete be⸗

reits bewährt haben (3. B . Hohenheim in Württemberg ) ,
kein Eintrag geſchehen möge .

7. Zur Linderung der Leutenot in der Erntezeit ſtellte
der Abg . Gröber bei Beratung des Geſetzentwurfes über
die zweijährige Dienſtzeit den Antrag :

„ Die Zeit für die übungen der Perſonen des Beurlaubten⸗

ſtandes iſt unter möglichſter Berückſichtigung der Intereſſen der
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bürgerlichen Berufskreiſe , namentlich der Ernteverhältniſſe , feſtzu⸗

ſetzen “. ( Nr . 1701 . )

Nachdem der Kriegsminiſter ſich ſofort für denſelben
erklärt hatte , fand der Antrag einſtimmige Annahme ; nun

liegt es an den untergeordneten Behörden , dieſes Geſetz

richtig anzuwenden .

tnlnetæn ;

B. Hiehzucht .

.

1. Die haftpflicht des Tierhalters iſt in §S 833 des

B. G. B . dahin geregelt :
„ Wird durch ein Tier ein Menſch getötet oder der Körper

oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache be —

ſchädigt , ſo iſt derjenige , welcher das Tier hält , verpflichtet , dem

Verletzten den daraus entſtehenden Schaden zu erſfetzen . “

Der Abg . von Treuenfels ( K. ) brachte ſchon im

erſten Seſſionsabſchnitt einen Geſetzentwurf ( Nr . 32 ) ein ,

dieſem Artikel folgenden 2. Abſatz zuzufügen :
„ Die Erſatzpflicht tritt nicht ein , wenn der Schaden durch ein

Haustier verurſacht wird und derjenige , welcher das Tier hält ,
bei deſſen Beaufſichtigung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt

beobachtet , oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieſer

Sorgfalt entſtanden ſein würde . “

Der Antrag gelangte am 4. März 1905 zur Beratung ;

für denſelben ſprach ſich der Abg . Schmidt - Warburg aus .

Der Antrag wurde an eine Kommiſſion verwieſen , die am

21 . März bereits einen Bericht erſtattete . ( Nr . 727 . )
In der Kommiſſion machten ſich 2 Anſchauungen geltend ;
von der einen Seite wurde betont , daß die Anderung dieſes

Paragraphen die kleinen Leute ſchützen ſolle , die oft durch einen

einzigen Unfall an den Bettelſtab gebracht werden könnten .

Die größeren Landwirte würden auf die Rüchverſicherung

durch die landwirtſchaftlichen Vereine hingewieſen ; die

kleineren Leute dahingegen wiſſen kaum , daß es eine

ſolche Verſicherung gibt und könnten ſich auch aus

pekuniären Rückſichten nicht verſichern . Dem wurde ent —
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gegengehalten : Wenn einmal ein von niemandem ver —

ſchuldeter Schaden von irgend jemandem getragen werden

müſſe , ſo werde er beſſer von dem getragen , der das

ſchädigende Tier nutze und zumeiſt auch kenne , als von

dem , der für gewöhnlich keinen Vorteil davon habe und

ſeine Eigenarten und Tücken nicht kenne und nicht damit

rechnen könne . So lange aber der Nachweis fehle , daß
der § 833 des B . G . B . von dem überwiegenden Teile

der Bevölkerung und zumal von den wirdtſchaftlich

Schwächeren als Übelſtand empfunden werde , ſo lange

dürfe man ihn nicht ändern . Das Bürgerliche Geſetzbuch
ſei noch nicht lange genug in Geltung , man möge abwarten ,
ob ſich nicht die Bevölkerung mit der Zeit an die Be —

ſtimmung gewöhne , oder die Rechtſprechung des Reichs⸗

erichts ſich in einem für den Tierhalter günſtigen Sinne

ändere . Die Kommiſſion beſchloß folgende Reſolution an⸗

zunehmen :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , baldmöglichſt einen

Geſetzentwurf vorzulegen , durch welchen dem §S 833 des Bürger⸗
lichen Geſetzbuchs folgender zweiter Satz hinzugefügt wird :

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein , wenn der Schaden durch
Haustier verurſacht wird , das dem Tierhalter zur Ausübung

ſeines Berufs oder ſeiner Erwerbstätigkeit dient oder ſeinem
Unterhalte zu dienen beſtimmt iſt , und entweder der Tierhalter
bei der Beaufſichtigung des Tieres die im Verkehr erforderliche
Sorgfalt beobachtet oder der Schaden auch bei Anwendung
dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde “ .

Der Abg . Dr . Spahn empfahl die Annahme dieſer
Reſolution ; die Gerichte ſeien in einzelnen Fällen über das

hinausgegangen , was der Geſetzgeber wollte ; es ſei des —

halb erwünſcht , daß das Reichsjuſtizamt dieſe Frage aufs
neue prüfe . ( 191 . Sitzung vom 24 . Mai 1905 , S . 6116 . )
Auch Staatsſekretär Nieberding betonte , daß Entſchei⸗

dungen von Gerichten ergangen ſeien , die nicht ganz in

dem Rahmen geblieben ſeien , der von den geſetzgebenden

Körperſchaften vertreten würde ; das Reichsjuſtizamt werde

deshalb gerne die Frage nochmals prüfen und eventuell

mit einem Geſetzentwurf kommen . Die Sozialdemohratie

lehnte jede Anderung ab ; ein freiſinniger Antrag wollte



erſt Erhebungen darüber , ob Härten entſtanden ſeien .
Dieſer Antrag wurde abgelehnt und der Kommiſſions⸗
antrag angenommen .

2. Das Cotaliſatorſteuergeſetz ( Nr . 365 und 785 )
dient inſofern den Intereſſen der Landespferdezucht , als

die Hälfte der Stempelſumme den Regierungen der Einzel —
ſtaaten überwieſen wird für die Förderung der Pferdezucht .
Es dürfte ſich hierbei um mindeſtens 1 Million Mk . pro

Jahr handeln . Auf Antrag des Zentrums hat dies Geſetz
eine Faſſung erhalten , wonach die Regierungen ermächtigt
ſind , die Erträgniſſe der Steuer nicht nur den Renn⸗

vereinen , ſondern auch eigentlichen Pferdezuchtvereinen
zuzuwenden .

3. Eine Anderung des Schlachtvieh⸗ und Fleiſch⸗
beſchaugeſetzes wünſchte eine Petition ( Nr . 306 ) nach der

Richtung , daß Milderungen in der Einfuhr fremden Fleiſches
eintreten ſollen . Die Sozialdemohratie trat ſofort hierfür
ein , wie ſie auch die Ausdehnung der Fleiſchbeſchau auf die

Hausſchlachtungen forderte . Der Abg . Herold lehnte die

Petition rundweg ab und trat auch dem Verlangen ent⸗

gegen , daß die Hausſchlachtungen unter das Fleiſchbeſchau —
geſetz fallen ſollen . ( 101 . Sitzung vom 29 . November 1904 ,

S . 3248 . ) Über die Petition wurde zur Tagesordnung

übergegangen .

EE

C. Weinbau .

t

Die Abg . Baumann (8t . ) , Dr . Blankenhorn ( N. L. ) ,
Dahlem ( t . ) , Frhr . von Richthofen - Damsdorf (K. ) ,
Schellhorn , Wallenborn (8t . ) ſtellten den Antrag :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstage tun⸗

lichſt bald den Entwurf eines Reichsgeſetzes vorzulegen , welches
die Beaufſichtigung des Verkehrs mit Nahrungs⸗ und

Genußmitteln , ſowie deren Durchführung durch die Landes —

behörden einheitlich regelt “. ( Nr . 664 . )



Der Abg . Baumann begründete am 13 . März 1905

den Antrag eingehend mit dem Hinweis , daß ſich in Bayern
die Unterſuchungsanſtalten gut bewährt hätten ; namentlich
beim Wein ſei im Intereſſe der Geſundheit eine ſtrenge
Kontrolle geboten , dann aber auch , um den ſchamloſen
und betrügeriſchen Manipulationen der Weinſpekulanten
ein Ende zu bereiten . Eine einheitliche Kontrolle durch
das ganze Reich ermögliche dieſes . Die jetzige Kontrolle

der Bundesſtaaten ſei eine ſehr mangelhafte , beſonders in

Preußen ſei ſie am ſchlechteſten ; das ſchade namentlich
jenen Staaten mit ſcharfer Kontrolle ( Bayern ) , weil dort

die Weinfälſchungen aufkommen , in Preußen nicht . Von

Berlin aus werde dem Süden der Wein viel billiger an⸗

geboten , als er hier wachſe ! Den Schaden habe der

Weinbauer ; die Koſten der Kontrolle ſeien nicht zu hoch ;
in der Stadt Berlin würden die Strafgelder allein mehr
einbringen , als die Kontrolle für ganz Preußen boſte .

Nachdem der Zollſchutz für den Weinbauer ſo niedrig aus —

gefallen ſei , müſſe man doppelt ſcharf auf die Kontrolle

ſehen ; zu dieſer müßten praktiſche Sachverſtändige zuge⸗

zogen werden . ( 162 . Sitzung vom 13 . März 1905 , S .

5196 . ) Der Antrag wurde mit ſehr großer Mehrheit an⸗

genommen .
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